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Sachverhalt 
Nach § 5 Abs. 2 KV M-V hat jede Gemeinde eine Hauptsatzung zu erlassen. Zur 
Vereinfachung der Verfahrensweise auf Grund diverser gesetzlicher Veränderungen wurde 
durch das Amt keine Änderungssatzung sondern eine neue Hauptsatzung erarbeitet und 
wird den Gemeindevertretern zur Beschlussfassung vorgelegt. 
 
Beschlussvorschlag 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Sagard beschließt, die Hauptsatzung der Gemeinde 
Sagard in vorliegender Fassung. 
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Haushaltsmäßige Belastung: Ja: x  Nein:   
Kosten:                                                                                                    € Folgekosten: 
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Stehen die Mittel zur Verfügung:                                                         Ja:     Nein:   
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Hauptsatzung der Gemeinde Sagard 

 
 

Präambel 
 

Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-
Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Mai 2024 (GVOBl. 
M-V S. 154) wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 3. Juli 2024 und nach 
Anzeige bei der Rechtsaufsichtsbehörde nachfolgende Hauptsatzung erlassen:  
 

§ 1 
Name, Wappen, Flagge und Dienstsiegel 

 
(1) Die Gemeinde Sagard führt ein Wappen, eine Flagge und ein Dienstsiegel.  
 
(2) Das Wappen zeigt in blau eine erniedrigte goldene Spitze, darin drei (1,2) blaue Bü-
gelkronen. Darüber schwebt ein silberner Brunnentempel, der von je einer goldenen Ge-
treideähre beseitet wird. 
 
(3) Die Flagge der Gemeinde Sagard zeigt in 3 Langstreifen die Farben Blau – Weiß – 
Blau.  
 
Die blauen Streifen nehmen je ein Viertel der Flaggenhöhe ein. Der weiße Streifen nimmt 
die Hälfte der Flaggenhöhe ein und ist in der Mitte mit dem Gemeindewappen belegt, wo-
bei das Gemeindewappen ein Drittel der Höhe des Flaggentuches einnimmt. Die Länge 
des Flaggentuches verhält sich zur Höhe wie 5 zu 3. 
 
Für besondere Formen der Flaggenführung (Banner, Hängeflagge, Wimpel, etc.) wird ei-
ne abweichende Gestaltung vorbehalten. 
 
(4) Das Dienstsiegel der Gemeinde Sagard hat einen Durchmesser von 3,5 cm, es ist 
durch einen umlaufenden Ring als Rand begrenzt, zeigt das Gemeindewappen und die 
Umschrift „GEMEINDE  SAGARD  LANDKREIS VORPOMMERN-RÜGEN  “. 
 
(5) Die Verwendung des Namens, des Wappens und der Flagge durch Dritte bedarf der 
Genehmigung des Bürgermeisters.  
 

§ 2 
Ortsteile 

 
Die Gemeinde besteht aus den Ortsteilen Groß Volksitz, Hoch Seelow, Gummanz, Ned-
desitz, Neuhof, Polkvitz, Promoisel, Quatzendorf, Quoltitz, Sagard, Vorwerk und Marlow. 
Es werden keine Ortsteilvertretungen gebildet.  
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§ 3 

Rechte der Einwohner 
 
(1) Der Bürgermeister kann aufgrund von überragend wichtigen Vorhaben oder Vor-
kommnissen eine Versammlung der Einwohner der Gemeinde einberufen. Die Einwoh-
nerversammlung kann auch begrenzt auf Ortsteile durchgeführt werden.  
 
(2) Anregungen und Vorschläge der Einwohnerversammlung in Selbstverwaltungsange-
legenheiten, die in der Gemeindevertretersitzung behandelt werden müssen, sollen dieser 
in einer angemessenen Frist zur Beratung vorgelegt werden.  
 
(3) Die Einwohnerinnen und Einwohner erhalten die Möglichkeit, in einer Fragestunde vor 
Beginn des öffentlichen Teils der Gemeindevertretersitzung Fragen an alle Mitglieder der 
Gemeindevertretung sowie den Bürgermeister zu stellen und Vorschläge oder Anregun-
gen zu unterbreiten. Die Fragen, Vorschläge und Anregungen dürfen sich dabei nicht auf 
Beratungsgegenstände der nachfolgenden Sitzung der Gemeindevertretung beziehen. 
Für die Fragestunde ist eine Zeit bis zu 30 Minuten vorzusehen.  
 
(4) Der Bürgermeister ist verpflichtet, im öffentlichen Teil der Sitzung der Gemeindevertre-
tung über wichtige Gemeindeangelegenheiten zu berichten.  
 

§ 4 
Gemeindevertretung 

 
(1) Die Gemeindevertretersitzungen sind öffentlich.  
 
(2) Anfragen von Gemeindevertretern sollen spätestens fünf Arbeitstage vorher beim 
Bürgermeister eingereicht werden. Mündliche Anfragen während der Gemeindevertreter-
sitzung sollen, sofern sie nicht in der Sitzung selbst beantwortet werden, spätestens in-
nerhalb von vierzehn Tagen schriftlich beantwortet werden. Die Einwohnerfragestunde 
steht den Mitgliedern der Gemeindevertretung für ihre Anfragen nicht zur Verfügung. 
 
(3) Die Öffentlichkeit ist grundsätzlich in folgenden Fällen ausgeschlossen:  

 
1. einzelne Personalangelegenheiten außer Wahlen und Abberufungen,  
2. Steuer- und Abgabeangelegenheiten Einzelner,  
3. Grundstücksgeschäfte,  

 
Sollten keine überwiegenden Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen 
Einzelner betroffen sein, sind auch die Angelegenheiten der Ziffern 1-4 in öffentlicher Sit-
zung zu behandeln.  

 
§ 5 

Ausschüsse 
 

(1) Folgende Ausschüsse werden gebildet: 
 
Bezeichnung/     Aufgabengebiet 
Zusammensetzung 
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a) Haupt- und Finanzausschuss 
Bürgermeister und 
6 Gemeindevertreter 

- Finanz- und Haushaltsangelegenheiten ein-
schließlich Abgabenangelegenheiten 

 - Personal- und Organisationsangelegenheiten 
 - Schulangelegenheiten 
 - Brandschutz 
 - Marktangelegenheiten 
 - Entscheidungen über den Erwerb von 

Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten ab einem Wert von 5.000,01 EUR, 
wenn der Erwerb im Zusammenhang mit ei-
ner Maßnahme steht, die von der Gemeinde-
vertretung im Rahmen einer Haushaltssat-
zung oder auf andere Weise beschlossen 
worden ist, 

 - Entscheidungen über die entgeltliche Veräu-
ßerung, den Tausch oder die Belastung von 
Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten ab einem Wert von 5.000,01 EUR, 

 - Entscheidungen zum Erwerb von bewegli-
chen Sachen, von Forderungen und anderen 
Rechten ab einem Wert von 5.000,01 EUR 
bis zum Wert von 10.000,00 EUR, 

 - Entscheidungen zur entgeltliche Veräuße-
rung von beweglichen Sachen, Forderungen 
und anderen Rechten ab einem Wert von 
5.000,01 EUR bis zu einem Wert von 
10.000,00 EUR, 

 - unentgeltliche Veräußerung von Grundstü-
cken, beweglichen Sachen, Forderungen 
und anderen Rechten ab einem Wert von 
1.000 EUR bis zu einem Wert von 5.000,01 
EUR 

 - im Rahmen der Haushaltsführung, Entschei-
dungen zu überplanmäßigen Aufwendungen 
im Ergebnishaushalt bzw. überplanmäßigen 
Auszahlungen im Finanzhaushalt im Einzel-
fall von einem Wert ab 1.000,01 EUR sowie 
die Entscheidung zu außerplanmäßigen Auf-
wendungen im Ergebnishaushalt bzw. außer-
planmäßige Auszahlungen im Finanzhaushalt 
im Einzelfall von einem Wert ab 1.000,01 
EUR, mit Ausnahme der zahlungsunwirksa-
men über- oder außerplanmäßigen Aufwen-
dungen, die in die Zuständigkeit des Bürger-
meisters fallen, 

 - Aufnahme von genehmigten Krediten ab ei-
nem Wert von 50.000,01 EUR, 

- Übernahme von Bürgschaften, Abschluss von 
Gewährverträgen und Bestellung von ande-
ren Sicherheiten für Dritte sowie Rechtsge-
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schäfte, die dem wirtschaftlich gleichkommen 
ab einem Wert von 5.000,01 EUR bis zu ei-
nem Wert von 10.000 EUR,  

- alle sonstigen privatrechtlichen und öffentlich-
rechtlichen Verträge sowie einseitige schuld-
rechtliche Verpflichtungen ab einem Wert von 
5.000,01 EUR bis zu einem Wert von 10.000 
EUR. 

 - Entscheidungen über die Annahme oder 
Vermittlung von Spenden, Schenkungen und 
ähnlichen Zuwendungen im Sinne von § 44 
Abs. 4 KV M-V von 100 bis 1.000 Euro 

 
Die Gemeindevertretung ist laufend über die Entscheidungen zu unterrichten 
 
b) Ausschuss für Bildung, Soziales, Jugend, Kultur und Sport 
4 Gemeindevertreter und - Betreuung der Schul- und Kultureinrichtungen 
3 sachkundiger Einwohner - Kulturförderung 
 - Sportentwicklung 
 - Jugendförderung 
 - Kindertagesstätten 
 - Sozialangelegenheiten 
 
c) Ausschuss für Bau, Gemeindeentwicklung und Umwelt 
4 Gemeindevertreter und - Bauleitplanung und Bauwesen 
3 sachkundiger Einwohner - Sanierung und Dorfentwicklung 
 - Verkehrs und Wirtschaftsförderung 
 - Tourismus 
 - Umwelt- und Naturschutz 
 - Landschaftspflege 
 

(2) Die Sitzungen des Haupt- und Finanzausschusses sind nicht öffentlich. Die Sitzungen 
des Ausschusses für Bildung, Soziales, Jugend, Kultur und Sport und des Ausschusses 
für Bau, Gemeindeentwicklung und Umwelt sind öffentlich, hierbei sind die Regelungen 
des § 3 Abs. 2 zu berücksichtigen.  
 
(3) Es werden keine Stellvertreter für die Mitglieder der Ausschüsse gewählt. Für die je-
weiligen Vorsitzenden der Ausschüsse sind zwei Stellvertreter zu wählen (§ 36 Abs. 4 KV 
M-V). 
 
(4) Die Aufgaben des Rechnungsprüfungsausschusses werden dem Rechnungsprü-
fungsausschuss des Amtes übertragen. 
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§ 6 

Bürgermeister 
 

(1) Der Bürgermeister trifft Entscheidungen unterhalb der folgenden Wertgrenzen:  
 

1. Entscheidungen über den Erwerb von Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten bis zu einem Wert von 5.000,00 EUR, wenn der Erwerb im Zusammen-
hang mit einer Maßnahme steht, die von der Gemeindevertretung im Rahmen ei-
ner Haushaltssatzung oder auf andere Weise beschlossen worden ist, 

2. Entscheidungen über die entgeltliche Veräußerung, den Tausch oder die Belas-
tung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten bis zu einem Wert von 
5.000,00 EUR, 

3. Entscheidungen zum Erwerb von beweglichen Sachen, von Forderungen und an-
deren Rechten bis zu einem Wert von 5.000,00 EUR, 

4. Entscheidungen zur entgeltliche Veräußerung von beweglichen Sachen, Forde-
rungen und anderen Rechten bis zu einem Wert von 5.000,00 EUR, 

5. unentgeltliche Veräußerung von Grundstücken, beweglichen Sachen, Forderungen 
und anderen Rechten bis zu einem Wert von 1.000,00 EUR, 

6. im Rahmen der Haushaltsführung Entscheidungen zu überplanmäßigen Aufwen-
dungen im Ergebnishaushalt bzw. überplanmäßigen Auszahlungen im Finanz-
haushalt im Einzelfall von bis zu 1.000,00 EUR, sowie die Entscheidung zu außer-
planmäßigen Aufwendungen im Ergebnishaushalt bzw. außerplanmäßige Auszah-
lungen im Finanzhaushalt im Einzelfall von bis zu 1.000,00 EUR,  

7. Aufnahme von genehmigten Krediten bis zu einem Wert von 50.000,00 EUR, 
8. Übernahme von Bürgschaften, Abschluss von Gewährverträgen und Bestellung 

von anderen Sicherheiten für Dritte sowie Rechtsgeschäfte, die dem wirtschaftlich 
gleichkommen bis zu einem Wert von 5.000,00 EUR,  

9. alle sonstigen privatrechtlichen und öffentlich-rechtlichen Verträge sowie einseitige 
schuldrechtliche Verpflichtungen bis zu einem Wert von 5.000,00 EUR. Bei Dauer-
schuldverhältnissen und wiederkehrenden Leistungen bestimmen sich die Wert-
grenzen nach dem Jahresbetrag der Leistungen. 

10. Entscheidungen zum gemeindlichen Einvernehmen nach § 36 Abs. 1 BauGB auf 
der Grundlage der Empfehlung des Ausschusses für Bau, Gemeindeentwicklung 
und Umwelt 

 
(2) Die Gemeindevertretung ist laufend über die Entscheidungen im Sinne des Abs. 1 zu 
unterrichten.  
 
(3) Verpflichtungserklärungen der Gemeinde bis zu einer Wertgrenze von 750,- € bzw. 
von 250,- € bei wiederkehrenden Verpflichtungen können vom Bürgermeister allein bzw. 
durch eine oder einen von ihm beauftragten Bediensteten des Amtes in einfacher Schrift-
form ausgefertigt werden. Bei Erklärungen gegenüber einem Gericht liegt diese Wert-
grenze bei 2.500,-€. 
  
(4) Der Bürgermeister entscheidet über die Annahme oder Vermittlung von Spenden, 
Schenkungen oder ähnliche Zuwendungen bis 100 Euro.  
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§ 7 

Entschädigungen 
 
(1) Der Bürgermeister erhält eine monatliche Aufwandsentschädigung von 1.800 Euro. 
Eine Weiterzahlung erfolgt im Krankheitsfall und auch bei urlaubsbedingter Abwesenheit, 
soweit diese zu vertretenden Zeiten zusammenhängend nicht über 3 Monate hinausge-
hen. 
 
(2) Der oder die erste stellvertretende Person des ehrenamtlichen Bürgermeisters erhält 
monatlich 360 Euro, die zweite Stellvertretung monatlich 180 Euro. Zusätzlich erhalten sie 
ein Sitzungsgeld von 40 Euro. Sollte bei Verhinderung des Bürgermeisters ein konkretes 
Dienstgeschäft vorgenommen werden, erhalten diese Personen für die Stellvertretung ein 
Dreißigstel der Bürgermeisterentschädigung nach Abs. 1, wenn es sich nicht um eine Sit-
zung handelt. Nach drei Monaten Vertretung erhält die stellvertretende Person die volle 
Aufwandsentschädigung nach Abs. 1. Damit entfallen Aufwandsentschädigungen für die 
Stellvertretung.  
 
(3) Die Mitglieder der Gemeindevertretung erhalten für Sitzungen der Gemeindevertre-
tungen, ihrer Ausschüsse und der Fraktionen ein Sitzungsgeld von 40 Euro. Gleiches gilt 
für die sachkundigen Einwohner für die Teilnahme an Sitzungen des Ausschusses, in 
dem sie gewählt worden sind und der Fraktion, die sich mit der Sitzungsvorbereitung die-
ser Ausschusssitzungen befasst. Ausschussvorsitzende erhalten für jede von ihnen gelei-
tete Ausschusssitzung 60 Euro Die Mitglieder der Gemeindevertretung, die keine funkti-
onsbezogene Aufwandsentschädigung nach den Absätzen 1, 2 oder 5 erhalten, erhalten 
einen monatlichen Sockelbetrag von 30 €.  
 
(4) Pro Tag darf nur ein Sitzungsgeld gewährt werden.  
 
(5) Die Vorsitzenden der Fraktionen erhalten eine funktionsbezogene Aufwandsentschä-
digung von 100 Euro. Zusätzlich erhalten sie für die Sitzung der Gemeindevertretung und 
der Ausschüsse das Sitzungsgeld nach Abs. 3.  
 
 

§ 8 
Öffentliche Bekanntmachungen 

 
(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde erfolgen durch Aushang an den Be-
kanntmachungstafeln. Die zusätzlichen Internetbekanntmachungen nach den Vorschriften 
des BauGB erfolgen über die Internetseite www.amt-nord-ruegen.de. 
 
(2) Die Bekanntmachungstafeln der Gemeinde befinden sich:  
 

- in Sagard in der Schulstraße 15 (Gemeindezentrum - außerhalb am Gebäude),  
- in Sagard in der August-Bebel-Straße Nr. 36 (ehemaliges Boxmuseum - außer-

halb des Gebäudes),  
- in Sagard in der Ernst-Thälmann-Straße Nr. 37 (Amtsverwaltung - außerhalb 

des Gebäudes) und  
- in Neddesitz neben der Feuerwehr (außerhalb des Gebäudes) 
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(3) Die Dauer des Aushangs beträgt 14 Tage (Aushangsfrist), wobei der Tag des An-
schlags und der Tag der Abnahme nicht mitgerechnet werden. Die Bekanntmachung ist 
mit Ablauf des letzten Tages der Aushangsfrist bewirkt. Für öffentliche Bekanntmachun-
gen nach § 29 Abs. 6 KV M-V ist die in der Geschäftsordnung festgelegte Frist maßge-
bend.  
 
(4) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen ist in 
der Form des Absatzes 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist beträgt einen Monat, soweit 
nicht gesetzlich etwas andere bestimmt ist. Beginn und Ende der Auslegung sind auf dem 
ausgelegten Exemplar mit Unterschrift und Dienstsiegel zu vermerken.  
 
(5) Vereinfachte Bekanntmachungen und Wahlbekanntmachungen erfolgen durch Aus-
hang an den unter Absatz 2 genannten Bekanntmachungstafeln. Absatz 3 Satz 3 ist 
gleichfalls anzuwenden.  
 
(6) Ist die öffentliche Bekanntmachung einer ortsrechtlichen Bestimmung in üblicher Form 
infolge höherer Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, so ist die 
Bevölkerung durch schriftliche Einzelinformation in Kenntnis zu setzen. Die öffentliche 
Bekanntmachung in der vorgeschriebenen Form ist nach dem entfallen des Hinderungs-
grundes unverzüglich nachzuholen. 
 
(7) Einladungen zu den Sitzungen der Gemeindevertretung und ihrer Ausschüsse werden 
durch Aushang an den unter Absatz 2 genannten Bekanntmachungstafeln öffentlich be-
kannt gemacht.  
 
(8) Die Niederschriften über den öffentlichen Teil der Gemeindevertretungssitzungen sind 
über die Internetseite www.amt-nord-ruegen.de einzusehen.   
 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 
(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 18. Oktober 2019 in der Fassung der 1. Ände-
rungssatzung vom 15. Oktober 2019 außer Kraft.  
 
Sagard,  
 
 
 
S. Wenzel 
Bürgermeister 



Hauptsatzung 2019  Hauptsatzung 2024  Begründung 
   
§ 1 Name, Wappen, Flagge und Dienstsiegel 
 

§ 1 Name, Wappen, Flagge und Dienstsiegel 
 

 

(1) Die Gemeinde Sagard führt ein Wappen, 
eine Flagge und ein Dienstsiegel.  
 

(1) Die Gemeinde Sagard führt ein Wappen, eine 
Flagge und ein Dienstsiegel.  
 

 

(2) Das Wappen zeigt in blau eine erniedrigte 
goldene Spitze, darin drei (1,2) blaue Bügelkro-
nen. Darüber schwebt ein silberner Brunnen-
tempel, der von je einer goldenen Getreideähre 
beseitet wird. 
 

(2) Das Wappen zeigt in blau eine erniedrigte 
goldene Spitze, darin drei (1,2) blaue Bügelkro-
nen. Darüber schwebt ein silberner Brunnentem-
pel, der von je einer goldenen Getreideähre be-
seitet wird. 
 

 

(3) Die Flagge der Gemeinde Sagard zeigt in 3 
Langstreifen die Farben Blau – Weiß – Blau.  
 
Die blauen Streifen nehmen je ein Viertel der 
Flaggenhöhe ein. Der weiße Streifen nimmt die 
Hälfte der Flaggenhöhe ein und ist in der Mitte 
mit dem Gemeindewappen belegt, wobei das 
Gemeindewappen ein Drittel der Höhe des 
Flaggentuches einnimmt. Die Länge des Flag-
gentuches verhält sich zur Höhe wie 5 zu 3. 
 
Für besondere Formen der Flaggenführung 
(Banner, Hängeflagge, Wimpel, etc.) wird eine 
abweichende Gestaltung vorbehalten. 
 

(3) Die Flagge der Gemeinde Sagard zeigt in 3 
Langstreifen die Farben Blau – Weiß – Blau.  
 
Die blauen Streifen nehmen je ein Viertel der 
Flaggenhöhe ein. Der weiße Streifen nimmt die 
Hälfte der Flaggenhöhe ein und ist in der Mitte 
mit dem Gemeindewappen belegt, wobei das 
Gemeindewappen ein Drittel der Höhe des Flag-
gentuches einnimmt. Die Länge des Flaggentu-
ches verhält sich zur Höhe wie 5 zu 3. 
 
Für besondere Formen der Flaggenführung 
(Banner, Hängeflagge, Wimpel, etc.) wird eine 
abweichende Gestaltung vorbehalten. 
 

 

(4) Das Dienstsiegel der Gemeinde Sagard hat 
einen Durchmesser von 3,5 cm, es ist durch ei-
nen umlaufenden Ring als Rand begrenzt, zeigt 
das Gemeindewappen und die Umschrift „GE-
MEINDE  SAGARD • LANDKREIS VORPOM-
MERN-RÜGEN • “. 
 

(4) Das Dienstsiegel der Gemeinde Sagard hat 
einen Durchmesser von 3,5 cm, es ist durch ei-
nen umlaufenden Ring als Rand begrenzt, zeigt 
das Gemeindewappen und die Umschrift „GE-
MEINDE  SAGARD • LANDKREIS VORPOM-
MERN-RÜGEN • “. 
 

 



(5) Die Verwendung des Namens, des Wap-
pens und der Flagge durch Dritte bedarf der 
Genehmigung des Bürgermeisters. 

(5) Die Verwendung des Namens, des Wappens 
und der Flagge durch Dritte bedarf der Genehmi-
gung des Bürgermeisters. 

 

   
§ 2 Ortsteile 
 

§ 2 Ortsteile 
 

 

Die Gemeinde besteht aus den Ortsteilen Groß 
Volksitz, Hoch Seelow, Gummanz, Neddesitz, 
Neuhof, Polkvitz, Promoisel, Quatzendorf, 
Quoltitz, Sagard, Vorwerk und Marlow. Es wer-
den keine Ortsteilvertretungen gebildet. 

Die Gemeinde besteht aus den Ortsteilen Groß 
Volksitz, Hoch Seelow, Gummanz, Neddesitz, 
Neuhof, Polkvitz, Promoisel, Quatzendorf, 
Quoltitz, Sagard, Vorwerk und Marlow. Es wer-
den keine Ortsteilvertretungen gebildet. 

 

   
§ 3 Rechte der Einwohner 
 

  

(1) Der Bürgermeister kann aufgrund von über-
ragend wichtigen Vorhaben oder Vorkommnis-
sen eine Versammlung der Einwohner der Ge-
meinde einberufen. Die Einwohnerversammlung 
kann auch begrenzt auf Ortsteile durchgeführt 
werden.  
 

(1) Der Bürgermeister kann aufgrund von überra-
gend wichtigen Vorhaben oder Vorkommnissen 
eine Versammlung der Einwohner der Gemeinde 
einberufen. Die Einwohnerversammlung kann 
auch begrenzt auf Ortsteile durchgeführt werden.  
 

 

(2) Anregungen und Vorschläge der Einwohner-
versammlung in Selbstverwaltungsangelegen-
heiten, die in der Gemeindevertretersitzung be-
handelt werden müssen, sollen dieser in einer 
angemessenen Frist zur Beratung vorgelegt 
werden.  
 

(2) Anregungen und Vorschläge der Einwohner-
versammlung in Selbstverwaltungsangelegen-
heiten, die in der Gemeindevertretersitzung be-
handelt werden müssen, sollen dieser in einer 
angemessenen Frist zur Beratung vorgelegt wer-
den.  
 

 

(3) Die Einwohnerinnen und Einwohner erhalten 
die Möglichkeit, in einer Fragestunde vor Be-
ginn des öffentlichen Teils der Gemeindevertre-
tersitzung Fragen an alle Mitglieder der Ge-
meindevertretung sowie den Bürgermeister zu 

(3) Die Einwohnerinnen und Einwohner erhalten 
die Möglichkeit, in einer Fragestunde vor Beginn 
des öffentlichen Teils der Gemeindevertretersit-
zung Fragen an alle Mitglieder der Gemeinde-
vertretung sowie den Bürgermeister zu stellen 
und Vorschläge oder Anregungen zu unterbrei-
ten. Die Fragen, Vorschläge und Anregungen 

 
 
 
 
 



stellen und Vorschläge oder Anregungen zu un-
terbreiten. Für die Fragestunde ist eine Zeit bis 
zu 30 Minuten vorzusehen.  
 
 

dürfen sich dabei nicht auf Beratungsgegen-
stände der nachfolgenden Sitzung der Gemein-
devertretung beziehen. Für die Fragestunde ist 
eine Zeit bis zu 30 Minuten vorzusehen.  
 

Der Zusatz dient der Klarstellung. Die Gemein-
devertretung kann aber auch auf diese Rege-
lung verzichten und Fragen, Anregungen und 
Vorschläge zu den Tagesordnungspunkten der 
Sitzung zulassen. 

(4) Der Bürgermeister ist verpflichtet, im öffentli-
chen Teil der Sitzung der Gemeindevertretung 
über wichtige Gemeindeangelegenheiten zu be-
richten. 

(4) Der Bürgermeister ist verpflichtet, im öffentli-
chen Teil der Sitzung der Gemeindevertretung 
über wichtige Gemeindeangelegenheiten zu be-
richten. 

 

   
§ 4 Gemeindevertretung 
 

  

(1) Die Gemeindevertretersitzungen sind öffent-
lich.  
 

(1) Die Gemeindevertretersitzungen sind öffent-
lich.  
 

 

(2) Anfragen von Gemeindevertretern sollen 
spätestens fünf Arbeitstage vorher beim Bürger-
meister eingereicht werden. Mündliche Anfra-
gen während der Gemeindevertretersitzung sol-
len, sofern sie nicht in der Sitzung selbst beant-
wortet werden, spätestens innerhalb von vier-
zehn Tagen schriftlich beantwortet werden.  

(2) Anfragen von Gemeindevertretern sollen spä-
testens fünf Arbeitstage vorher beim Bürger-
meister eingereicht werden. Mündliche Anfragen 
während der Gemeindevertretersitzung sollen, 
sofern sie nicht in der Sitzung selbst beantwortet 
werden, spätestens innerhalb von vierzehn Ta-
gen schriftlich beantwortet werden. Die Einwoh-
nerfragestunde steht den Mitgliedern der Ge-
meindevertretung für ihre Anfragen nicht zur Ver-
fügung. 
 

 
 
 
 
 
 
Zusatz dient der Klarstellung, dass die Einwoh-
nerfragestunde nicht für Gemeindevertreter 
sondern ausschließlich für die Einwohner die 
keine Gemeindevertreter sind, gedacht ist. 

(3) Die Öffentlichkeit ist grundsätzlich in folgen-
den Fällen ausgeschlossen:  
 
1. einzelne Personalangelegenheiten außer 
Wahlen und Abberufungen,  
2. Steuer- und Abgabeangelegenheiten Einzel-
ner,  
3. Grundstücksgeschäfte,  
4. Vergabe von Aufträgen.  

(3) Die Öffentlichkeit ist grundsätzlich in folgen-
den Fällen ausgeschlossen:  
 
1. einzelne Personalangelegenheiten außer 
Wahlen und Abberufungen,  
2. Steuer- und Abgabeangelegenheiten Einzel-
ner,  
3. Grundstücksgeschäfte,  
 

Die Streichung der Ziffer 4 war erforderlich auf 
Grund der Änderung des § 22 der Kommunal-
verfassung. Danach entscheidet die Gemein-
devertretung nur noch über die Einleitung und 
Ausgestaltung von Vergabeverfahren. Die Ent-
scheidung über die Erteilung des Zuschlages 
ist ein Geschäft der laufenden Verwaltung im 
Sinne des § 38 Abs. 3 Satz 3 der KV M-V. 
 



 
Sollten keine überwiegenden Belange des öf-
fentlichen Wohls oder berechtigte Interessen 
Einzelner betroffen sein, sind auch die Angele-
genheiten der Ziffern 1-4 in öffentlicher Sitzung 
zu behandeln. 

 
Sollten keine überwiegenden Belange des öf-
fentlichen Wohls oder berechtigte Interessen 
Einzelner betroffen sein, sind auch die Angele-
genheiten der Ziffern 1-3 in öffentlicher Sitzung 
zu behandeln. 

 
 
 
Auf Grund des Wegfalls der Ziffer 4 ist hier 
eine Anpassung erforderlich. 
 
 

   
§ 5 Ausschüsse 
 

§ 5 Ausschüsse 
 

 

(1) Folgende Ausschüsse werden gebildet: 
 

(1) Folgende Ausschüsse werden gebildet: 
 

 

Bezeichnung/ Zu-
sammensetzung 
 

Aufgabengebiet Bezeichnung/ Zu-
sammensetzung 
 

Aufgabengebiet  

a) Haupt- und Finanzausschuss a) Haupt- und Finanzausschuss  
Bürgermeister 
und 6 Gemein-
devertreter 

- Finanz- und Haushaltsan-
gelegenheiten einschließ-
lich Abgabenangelegenhei-
ten 

Bürgermeister 
und 6 Gemein-
devertreter 

- Finanz- und Haushaltsan-
gelegenheiten einschließ-
lich Abgabenangelegenhei-
ten 

 

 - Personal- und Organisati-
onsangelegenheiten 

 - Personal- und Organisati-
onsangelegenheiten 

 

 - Schulangelegenheiten  - Schulangelegenheiten  
 - Brandschutz  - Brandschutz  
 - Marktangelegenheiten  - Marktangelegenheiten  
 - Entscheidungen über den 

Erwerb von Grundstücken 
und grundstücksgleichen 
Rechten ab einem Wert 
von 5.000,01 EUR, wenn 
der Erwerb im Zusammen-
hang mit einer Maßnahme 
steht, die von der Ge-
meinde-vertretung im Rah-

 - Entscheidungen über den 
Erwerb von Grundstücken 
und grundstücksgleichen 
Rechten ab einem Wert 
von 5.000,01 EUR, wenn 
der Erwerb im Zusammen-
hang mit einer Maßnahme 
steht, die von der Ge-
meinde-vertretung im Rah-

 



men einer Haushaltssat-
zung oder auf andere 
Weise beschlossen worden 
ist, 

men einer Haushaltssat-
zung oder auf andere 
Weise beschlossen worden 
ist, 

 - Entscheidungen über die 
entgeltliche Veräußerung, 
den Tausch oder die Be-
lastung von Grundstücken 
und grundstücksgleichen 
Rechten ab einem Wert 
von 5.000,01 EUR, 

 - Entscheidungen über die 
entgeltliche Veräußerung, 
den Tausch oder die Belas-
tung von Grundstücken und 
grundstücksgleichen Rech-
ten ab einem Wert von 
5.000,01 EUR, 

 

 - Entscheidungen zum Er-
werb von beweglichen Sa-
chen, von Forderungen 
und anderen Rechten ab 
einem Wert von 5.000,01 
EUR bis zum Wert von 
10.000,00 EUR, 

 - Entscheidungen zum Er-
werb von beweglichen Sa-
chen, von Forderungen und 
anderen Rechten ab einem 
Wert von 5.000,01 EUR bis 
zum Wert von 10.000,00 
EUR, 

 

 - Entscheidungen zur ent-
geltliche Veräußerung von 
beweglichen Sachen, For-
derungen und anderen 
Rechten ab einem Wert 
von 5.000,01 EUR bis zu 
einem Wert von 10.000,00 
EUR, 

 - Entscheidungen zur ent-
geltliche Veräußerung von 
beweglichen Sachen, For-
derungen und anderen 
Rechten ab einem Wert 
von 5.000,01 EUR bis zu 
einem Wert von 10.000,00 
EUR, 

 

 - unentgeltliche Veräuße-
rung von Grundstücken, 
beweglichen Sachen, For-
derungen und anderen 
Rechten ab einem Wert 
von 1.000 EUR bis zu ei-
nem Wert von 5.000,01 
EUR 

 - unentgeltliche Veräußerung 
von Grundstücken, beweg-
lichen Sachen, Forderun-
gen und anderen Rechten 
ab einem Wert von 1.000 
EUR bis zu einem Wert von 
5.000,01 EUR 

 



 - Entscheidungen über 
Vergaben von Bauleistun-
gen nach der VOB ab ei-
nem Wert von 5.000,01 
EUR sowie von Lieferun-
gen und Leistungen nach 
der VOL und freiberufli-
chen Leistungen nach der 
VOF ab einem Wert von 
5.000,01 EUR, 

  Die Streichung ist erforderlich auf Grund der 
Änderung des § 22 der Kommunalverfassung. 
Danach entscheidet die Gemeindevertretung 
nur noch über die Einleitung und Ausgestal-
tung von Vergabeverfahren. Die Entscheidung 
über die Erteilung des Zuschlages ist ein Ge-
schäft der laufenden Verwaltung im Sinne des 
§ 38 Abs. 3 Satz 3 der KV M-V. Soweit die Ge-
meindevertretung keine Entscheidungsbefug-
nisse hat, können auch keine Befugnisse über-
tragen werden. 

 - im Rahmen der Haushalts-
führung, Entscheidungen 
zu überplanmäßigen Auf-
wendungen im Ergebnis-
haushalt bzw. überplanmä-
ßigen Auszahlungen im Fi-
nanzhaushalt im Einzelfall 
von einem Wert ab 
1.000,01 EUR sowie die 
Entscheidung zu außer-
planmäßigen Aufwendun-
gen im Ergebnishaushalt 
bzw. außerplanmäßige 
Aus-zahlungen im Finanz-
haushalt im Einzelfall von 
einem Wert ab 1.000,01 
EUR, mit Ausnahme der 
zahlungsunwirksamen 
über- oder außerplanmäßi-
gen Aufwendungen, die in 
die Zuständigkeit des Bür-
germeisters fallen, 

 - im Rahmen der Haushalts-
führung, Entscheidungen 
zu überplanmäßigen Auf-
wendungen im Ergebnis-
haushalt bzw. überplanmä-
ßigen Auszahlungen im Fi-
nanzhaushalt im Einzelfall 
von einem Wert ab 
1.000,01 EUR sowie die 
Entscheidung zu außer-
planmäßigen Aufwendun-
gen im Ergebnishaushalt 
bzw. außerplanmäßige 
Auszahlungen im Finanz-
haushalt im Einzelfall von 
einem Wert ab 1.000,01 
EUR, mit Ausnahme der 
zahlungsunwirksamen 
über- oder außerplanmäßi-
gen Aufwendungen, die in 
die Zuständigkeit des Bür-
germeisters fallen, 

 



 - Aufnahme von genehmig-
ten Krediten ab einem Wert 
von 50.000,01 EUR, 

 - Aufnahme von genehmig-
ten Krediten ab einem Wert 
von 50.000,01 EUR, 

 

 - Übernahme von Bürg-
schaften, Abschluss von 
Gewährverträgen und Be-
stellung von anderen Si-
cherheiten für Dritte sowie 
Rechtsgeschäfte, die dem 
wirtschaftlich gleichkom-
men ab einem Wert von 
5.000,01 EUR bis zu einem 
Wert von 10.000 EUR,  

 - Übernahme von Bürgschaf-
ten, Abschluss von Ge-
währverträgen und Bestel-
lung von anderen Sicher-
heiten für Dritte sowie 
Rechtsgeschäfte, die dem 
wirtschaftlich gleichkom-
men ab einem Wert von 
5.000,01 EUR bis zu einem 
Wert von 10.000 EUR,  

 

 - alle sonstigen privatrechtli-
chen und öffentlich-rechtli-
chen Verträge sowie ein-
seitige schuldrechtliche 
Verpflichtungen ab einem 
Wert von 5.000,01 EUR bis 
zu einem Wert von 10.000 
EUR. 

 - alle sonstigen privatrechtli-
chen und öffentlich-rechtli-
chen Verträge sowie einsei-
tige schuldrechtliche Ver-
pflichtungen ab einem Wert 
von 5.000,01 EUR bis zu 
einem Wert von 10.000 
EUR. 

 

 - Entscheidungen zum ge-
meindlichen Einvernehmen 
nach BauGB 

  Diese Aufgabe wurde auf Grund der kurzen 
Fristen für die Erteilung/Versagung des Einver-
nehmens dem Bürgermeister zugeordnet. Die-
ser soll diese Entscheidungen auf Empfehlung 
des Ausschusses für Bau, Gemeindeentwick-
lung und Umwelt treffen. 

 - Entscheidungen über die 
Annahme oder Vermittlung 
von Spenden, Schenkun-
gen und ähnlichen Zuwen-
dungen im Sinne von § 44 
Abs. 4 KV M-V von 100 bis 
1.000 Euro 

 

 - Entscheidungen über die 
Annahme oder Vermittlung 
von Spenden, Schenkun-
gen und ähnlichen Zuwen-
dungen im Sinne von § 44 
Abs. 4 KV M-V von 100 bis 
1.000 Euro 

 

 



Die Gemeindevertretung ist laufend über die 
Entscheidungen zu unterrichten. 
 

Die Gemeindevertretung ist laufend über die Ent-
scheidungen zu unterrichten. 

 

     
b) Ausschuss für Bildung, Soziales, Jugend, 
Kultur und Sport 

b) Ausschuss für Bildung, Soziales, Jugend, Kul-
tur und Sport 

 

4 Gemeindever-
treter und 3 
sachkundiger 
Einwohner 

- Betreuung der Schul- und 
Kultureinrichtungen 

4 Gemeindever-
treter und 3 
sachkundiger 
Einwohner 

- Betreuung der Schul- und 
Kultureinrichtungen 

 

- Kulturförderung - Kulturförderung  
- Sportentwicklung - Sportentwicklung  

 - Jugendförderung  - Jugendförderung  
 - Kindertagesstätten  - Kindertagesstätten  
 - Sozialangelegenheiten  - Sozialangelegenheiten  
    
c) Ausschuss für Bau, Gemeindeentwicklung 
und Umwelt 

c) Ausschuss für Bau, Gemeindeentwicklung 
und Umwelt 

 

4 Gemeindever-
treter und 3 
sachkundiger 
Einwohner 

- Bauleitplanung und Bau-
wesen 

4 Gemeindever-
treter und 3 
sachkundiger 
Einwohner 

- Bauleitplanung und Bauwe-
sen 

 

- Sanierung und Dorfent-
wicklung 

- Sanierung und Dorfentwick-
lung 

 

- Verkehrs und Wirtschafts-
förderung 

 - Verkehrs und Wirtschafts-
förderung 

 

 - Tourismus  - Tourismus  
 - Umwelt- und Naturschutz  - Umwelt- und Naturschutz  
 - Landschaftspflege  - Landschaftspflege  
     
d) Rechnungsprüfungsausschuss   
2 Gemeindever-
treter und 1 
sachkundiger 
Einwohner 

- Rechnungsprüfung    
- Prüfung von Verträgen und 

Vereinbarungen   
   

   



(2) Die Sitzungen des Haupt- und Finanzaus-
schusses und des Rechnungsprüfungsaus-
schusses sind nicht öffentlich. Die Sitzungen 
des Ausschusses für Bildung, Soziales, Jugend, 
Kultur und Sport und des Ausschusses für Bau, 
Gemeindeentwicklung und Umwelt sind öffent-
lich, hierbei sind die Regelungen des § 3 Abs. 2 
zu berücksichtigen.  
 

(2) Die Sitzungen des Haupt- und Finanzaus-
schusses sind nicht öffentlich. Die Sitzungen des 
Ausschusses für Bildung, Soziales, Jugend, Kul-
tur und Sport und des Ausschusses für Bau, Ge-
meindeentwicklung und Umwelt sind öffentlich, 
hierbei sind die Regelungen des § 3 Abs. 2 zu 
berücksichtigen.  
 

 

(3) Es werden keine Stellvertreter für die Mit-
glieder der Ausschüsse gewählt.  
 

(3) Es werden keine Stellvertreter für die Mitglie-
der der Ausschüsse gewählt. Für die jeweiligen 
Vorsitzenden der Ausschüsse sind zwei Stellver-
treter zu wählen.  
 

Nach § 36 Abs. 4 KV M-V sind für den Aus-
schussvorsitzenden ein 1. und ein 2. Stellver-
treter zu wählen 

 (4) Die Aufgaben des Rechnungsprüfungsaus-
schusses werden dem Rechnungsprüfungsaus-
schuss des Amtes übertragen. 

Vorschlag des Bürgermeisters, diesen Aus-
schuss, den auch die anderen Gemeinden nut-
zen mit den Aufgaben zu betrauen 

   
§ 6 Bürgermeister 
 

§ 6 Bürgermeister 
 

 

(1) Der Bürgermeister trifft Entscheidungen un-
terhalb der folgenden Wertgrenzen: 
 

(1) Der Bürgermeister trifft Entscheidungen un-
terhalb der folgenden Wertgrenzen: 
 

 

1. Entscheidungen über den Erwerb von 
Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten bis zu einem Wert von 5.000,00 
EUR, wenn der Erwerb im Zusammenhang 
mit einer Maßnahme steht, die von der Ge-
meindevertretung im Rahmen einer Haus-
haltssatzung oder auf andere Weise be-
schlossen worden ist, 

1. Entscheidungen über den Erwerb von 
Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten bis zu einem Wert von 5.000,00 
EUR, wenn der Erwerb im Zusammenhang 
mit einer Maßnahme steht, die von der Ge-
meindevertretung im Rahmen einer Haus-
haltssatzung oder auf andere Weise be-
schlossen worden ist, 

 

2. Entscheidungen über die entgeltliche Veräu-
ßerung, den Tausch oder die Belastung von 
Grundstücken und grundstücksgleichen 

2. Entscheidungen über die entgeltliche Veräu-
ßerung, den Tausch oder die Belastung von 
Grundstücken und grundstücksgleichen 

 



Rechten bis zu einem Wert von 5.000,00 
EUR, 

Rechten bis zu einem Wert von 5.000,00 
EUR, 

3. Entscheidungen zum Erwerb von bewegli-
chen Sachen, von Forderungen und anderen 
Rechten bis zu einem Wert von 5.000,00 
EUR, 

3. Entscheidungen zum Erwerb von bewegli-
chen Sachen, von Forderungen und anderen 
Rechten bis zu einem Wert von 5.000,00 
EUR, 

 

4. Entscheidungen zur entgeltliche Veräuße-
rung von beweglichen Sachen, Forderungen 
und anderen Rechten bis zu einem Wert von 
5.000,00 EUR 

4. Entscheidungen zur entgeltliche Veräuße-
rung von beweglichen Sachen, Forderungen 
und anderen Rechten bis zu einem Wert von 
5.000,00 EUR 

 

5. unentgeltliche Veräußerung von Grundstü-
cken, beweglichen Sachen, Forderungen 
und anderen Rechten bis zu einem Wert von 
1.000,00 EUR, 

5. unentgeltliche Veräußerung von Grundstü-
cken, beweglichen Sachen, Forderungen 
und anderen Rechten bis zu einem Wert von 
1.000,00 EUR, 

 

6. Entscheidungen über Vergaben von Bauleis-
tungen nach der VOB bis zu einem Wert von 
5.000,00 EUR sowie von Lieferungen und 
Leistungen nach der VOL und freiberuflichen 
Leistungen nach der VOF bis zu einem Wert 
von 5.000,00 EUR, 

 Die Streichung ist erforderlich auf Grund der 
Änderung des § 22 der Kommunalverfassung. 
Danach entscheidet die Gemeindevertretung 
nur noch über die Einleitung und Ausgestal-
tung von Vergabeverfahren. Die Entscheidung 
über die Erteilung des Zuschlages ist ein Ge-
schäft der laufenden Verwaltung im Sinne des 
§ 38 Abs. 3 Satz 3 der KV M-V. Soweit die Ge-
meindevertretung keine Entscheidungsbefug-
nisse hat, können auch keine Befugnisse über-
tragen werden. 

7. im Rahmen der Haushaltsführung Entschei-
dungen zu überplanmäßigen Aufwendungen 
im Ergebnishaushalt bzw. überplanmäßigen 
Auszahlungen im Finanzhaushalt im Einzel-
fall von bis zu 1.000,00 EUR, sowie die Ent-
scheidung zu außerplanmäßigen Aufwen-
dungen im Ergebnishaushalt bzw. außer-
planmäßige Auszahlungen im Finanzhaus-
halt im Einzelfall von bis zu 1.000,00 EUR,  

6. im Rahmen der Haushaltsführung Entschei-
dungen zu überplanmäßigen Aufwendungen 
im Ergebnishaushalt bzw. überplanmäßigen 
Auszahlungen im Finanzhaushalt im Einzel-
fall von bis zu 1.000,00 EUR, sowie die Ent-
scheidung zu außerplanmäßigen Aufwen-
dungen im Ergebnishaushalt bzw. außer-
planmäßige Auszahlungen im Finanzhaus-
halt im Einzelfall von bis zu 1.000,00 EUR,  

 



8. Aufnahme von genehmigten Krediten bis zu 
einem Wert von 50.000,00 EUR,  

7. Aufnahme von genehmigten Krediten bis zu 
einem Wert von 50.000,00 EUR,  

 

9. Übernahme von Bürgschaften, Abschluss 
von Gewährverträgen und Bestellung von 
anderen Sicherheiten für Dritte sowie 
Rechtsgeschäfte, die dem wirtschaftlich 
gleichkommen bis zu einem Wert von 
5.000,00 EUR,   

8. Übernahme von Bürgschaften, Abschluss 
von Gewährverträgen und Bestellung von 
anderen Sicherheiten für Dritte sowie 
Rechtsgeschäfte, die dem wirtschaftlich 
gleichkommen bis zu einem Wert von 
5.000,00 EUR,   

 

10. alle sonstigen privatrechtlichen und öffent-
lich-rechtlichen Verträge sowie einseitige 
schuldrechtliche Verpflichtungen bis zu ei-
nem Wert von 5.000,00 EUR. Bei Dauer-
schuldverhältnissen und wiederkehrenden 
Leistungen bestimmen sich die Wertgrenzen 
nach dem Jahresbetrag der Leistungen. 

9. alle sonstigen privatrechtlichen und öffent-
lich-rechtlichen Verträge sowie einseitige 
schuldrechtliche Verpflichtungen bis zu ei-
nem Wert von 5.000,00 EUR. Bei Dauer-
schuldverhältnissen und wiederkehrenden 
Leistungen bestimmen sich die Wertgrenzen 
nach dem Jahresbetrag der Leistungen. 

 

 10. Entscheidungen zum gemeindlichen Einver-
nehmen nach § 36 Abs. 1 BauGB auf der 
Grundlage der Empfehlung des Ausschusses 
für Bau, Gemeindeentwicklung und Umwelt  

 

Diese Aufgabe sollte auf Grund der kurzen 
Fristen für die Erteilung/Versagung des Einver-
nehmens dem Bürgermeister zugeordnet. 

(2) Die Gemeindevertretung ist laufend über die 
Entscheidungen im Sinne des Abs. 1 zu unter-
richten.  
 

(2) Die Gemeindevertretung ist laufend über die 
Entscheidungen im Sinne des Abs. 1 zu unter-
richten.  
 

 

(3) Verpflichtungserklärungen der Gemeinde bis 
zu einer Wertgrenze von 750,- € bzw. von 250,- 
€ bei wiederkehrenden Verpflichtungen können 
vom Bürgermeister allein bzw. durch eine oder 
einen von ihm beauftragten Bediensteten des 
Amtes in einfacher Schriftform ausgefertigt wer-
den. Bei Erklärungen gegenüber einem Gericht 
liegt diese Wertgrenze bei 2.500,-€. 
 

(3) Verpflichtungserklärungen der Gemeinde bis 
zu einer Wertgrenze von 750,- € bzw. von 250,- 
€ bei wiederkehrenden Verpflichtungen können 
vom Bürgermeister allein bzw. durch eine oder 
einen von ihm beauftragten Bediensteten des 
Amtes in einfacher Schriftform ausgefertigt wer-
den. Bei Erklärungen gegenüber einem Gericht 
liegt diese Wertgrenze bei 2.500,-€. 
 

 



(4) Der Bürgermeister entscheidet über die An-
nahme oder Vermittlung von Spenden, Schen-
kungen oder ähnliche Zuwendungen bis 100 
Euro.  
 

(4) Der Bürgermeister entscheidet über die An-
nahme oder Vermittlung von Spenden, Schen-
kungen oder ähnliche Zuwendungen bis 100 
Euro.  
 

 

   
§ 7 Entschädigungen 
 

§ 7 Entschädigungen 
 

 

(1) Der Bürgermeister erhält eine monatliche 
Aufwandsentschädigung von 1.800 Euro. Im 
Krankheitsfall wird diese Entschädigung 6 Wo-
chen weitergezahlt. Eine Weiterzahlung erfolgt 
auch bei urlaubsbedingter Abwesenheit, soweit 
diese zu vertretenden Zeiten nicht über 3 Mo-
nate hinausgehen 
 

(1) Der Bürgermeister erhält eine monatliche 
Aufwandsentschädigung von 1.800 Euro. Eine 
Weiterzahlung erfolgt im Krankheitsfall und auch 
bei urlaubsbedingter Abwesenheit, soweit diese 
zu vertretenden Zeiten zusammenhängend nicht 
über 3 Monate hinausgehen. 
 

Die Änderung dient einer einfacheren Sprach-
weise und damit dem besseren Verständnis 

(2) Der oder die erste stellvertretende Person 
des ehrenamtlichen Bürgermeisters erhält mo-
natlich 360 Euro, die zweite Stellvertretung mo-
natlich 180 Euro. Zusätzlich erhalten sie ein Sit-
zungsgeld von 40 Euro. Sollte bei Verhinderung 
des Bürgermeisters ein konkretes Dienstge-
schäft vorgenommen werden, erhalten diese 
Personen für die Stellvertretung ein Dreißigstel 
der Bürgermeisterentschädigung nach Abs. 1, 
wenn es sich nicht um eine Sitzung handelt. 
Nach drei Monaten Vertretung erhält die stell-
vertretende Person die volle Aufwandsentschä-
digung nach Abs. 1. Damit entfallen Aufwands-
entschädigungen für die Stellvertretung.  
 

(2) Der oder die erste stellvertretende Person 
des ehrenamtlichen Bürgermeisters erhält mo-
natlich 360 Euro, die zweite Stellvertretung mo-
natlich 180 Euro. Zusätzlich erhalten sie ein Sit-
zungsgeld von 40 Euro. Sollte bei Verhinderung 
des Bürgermeisters ein konkretes Dienstge-
schäft vorgenommen werden, erhalten diese 
Personen für die Stellvertretung ein Dreißigstel 
der Bürgermeisterentschädigung nach Abs. 1, 
wenn es sich nicht um eine Sitzung handelt. 
Nach drei Monaten Vertretung erhält die stellver-
tretende Person die volle Aufwandsentschädi-
gung nach Abs. 1. Damit entfallen Aufwandsent-
schädigungen für die Stellvertretung.  
 

 

(3) Die Mitglieder der Gemeindevertretung er-
halten für Sitzungen der Gemeindevertretun-
gen, ihrer Ausschüsse und der Fraktionen ein 
Sitzungsgeld von 40 Euro. Gleiches gilt für die 

(3) Die Mitglieder der Gemeindevertretung erhal-
ten für Sitzungen der Gemeindevertretungen, ih-
rer Ausschüsse und der Fraktionen ein Sitzungs-

 



sachkundigen Einwohner für die Teilnahme an 
Sitzungen des Ausschusses, in dem sie gewählt 
worden sind und der Fraktion, die sich mit der 
Sitzungsvorbereitung dieser Ausschusssitzun-
gen befasst. Ausschussvorsitzende erhalten für 
jede von ihnen geleitete Ausschusssitzung 60 
Euro Die Mitglieder der Gemeindevertretung, 
die keine funktionsbezogene Aufwandsentschä-
digung nach den Absätzen 1, 2 oder 5 erhalten, 
erhalten einen monatlichen Sockelbetrag von 
30 €.  
 

geld von 40 Euro. Gleiches gilt für die sachkundi-
gen Einwohner für die Teilnahme an Sitzungen 
des Ausschusses, in dem sie gewählt worden 
sind und der Fraktion, die sich mit der Sitzungs-
vorbereitung dieser Ausschusssitzungen befasst. 
Ausschussvorsitzende erhalten für jede von 
ihnen geleitete Ausschusssitzung 60 Euro Die 
Mitglieder der Gemeindevertretung, die keine 
funktionsbezogene Aufwandsentschädigung 
nach den Absätzen 1, 2 oder 5 erhalten, erhalten 
einen monatlichen Sockelbetrag von 30 €.  
 

(4) Pro Tag darf nur ein Sitzungsgeld gewährt 
werden.  
 

(4) Pro Tag darf nur ein Sitzungsgeld gewährt 
werden.  
 

 

(5) Die Vorsitzenden der Fraktionen erhalten 
eine funktionsbezogene Aufwandsentschädi-
gung von 100 Euro. Zusätzlich erhalten sie für 
die Sitzung der Gemeindevertretung und der 
Ausschüsse das Sitzungsgeld nach Abs. 3.  
 

(5) Die Vorsitzenden der Fraktionen erhalten 
eine funktionsbezogene Aufwandsentschädigung 
von 100 Euro. Zusätzlich erhalten sie für die Sit-
zung der Gemeindevertretung und der Aus-
schüsse das Sitzungsgeld nach Abs. 3.  
 

 

   
§ 8 Öffentliche Bekanntmachungen 
 

  

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Ge-
meinde erfolgen durch Aushang an den Be-
kanntmachungstafeln.   

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Ge-
meinde erfolgen durch Aushang an den Be-
kanntmachungstafeln. Die zusätzlichen Internet-
bekanntmachungen nach den Vorschriften des 
BauGB erfolgen über die Internetseite www.amt-
nord-ruegen.de. 
 

R mit Frau Riedel (siehe Seite 37 Arbeits-
hilfe und zu berücksichtigende Unterlagen) 

(2) Die Bekanntmachungstafeln der Gemeinde 
befinden sich:  
 

(2) Die Bekanntmachungstafeln der Gemeinde 
befinden sich:  
 

 



- in Sagard in der Schulstraße 15 (Gemeinde-
zentrum - außerhalb am Gebäude),  

- in Sagard in der August-Bebel-Straße Nr. 36 
(ehemaliges Boxmuseum - au-ßerhalb des 
Gebäudes),  

- in Sagard in der Ernst-Thälmann-Straße Nr. 
37 (Amtsverwaltung - außerhalb des Ge-
bäudes) und  

- in Neddesitz neben der Feuerwehr (außer-
halb des Gebäudes) 

 

- in Sagard in der Schulstraße 15 (Gemeinde-
zentrum - außerhalb am Gebäude),  

- in Sagard in der August-Bebel-Straße Nr. 36 
(ehemaliges Boxmuseum - au-ßerhalb des 
Gebäudes),  

- in Sagard in der Ernst-Thälmann-Straße Nr. 
37 (Amtsverwaltung - außerhalb des Gebäu-
des) und  

- in Neddesitz neben der Feuerwehr (außer-
halb des Gebäudes) 

 
(3) Die Dauer des Aushangs beträgt 14 Tage 
(Aushangsfrist), wobei der Tag des Anschlags 
und der Tag der Abnahme nicht mitgerechnet 
werden. Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des 
letzten Tages der Aushangsfrist bewirkt. Für öf-
fentliche Bekanntmachungen nach § 29 Abs. 6 
KV M-V ist die in der Geschäftsordnung festge-
legte Frist maßgebend.  
 

(3) Die Dauer des Aushangs beträgt 14 Tage 
(Aushangsfrist), wobei der Tag des Anschlags 
und der Tag der Abnahme nicht mitgerechnet 
werden. Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des 
letzten Tages der Aushangsfrist bewirkt. Für öf-
fentliche Bekanntmachungen nach § 29 Abs. 6 
KV M-V ist die in der Geschäftsordnung festge-
legte Frist maßgebend.  
 

 

(4) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Ausle-
gung von Plänen und Verzeichnissen ist in der 
Form des Absatzes 1 hinzuweisen. Die Ausle-
gungsfrist beträgt einen Monat, soweit nicht ge-
setzlich etwas andere bestimmt ist. Beginn und 
Ende der Auslegung sind auf dem ausgelegten 
Exemplar mit Unterschrift und Dienstsiegel zu 
vermerken.  
 

(4) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Ausle-
gung von Plänen und Verzeichnissen ist in der 
Form des Absatzes 1 hinzuweisen. Die Ausle-
gungsfrist beträgt einen Monat, soweit nicht ge-
setzlich etwas andere bestimmt ist. Beginn und 
Ende der Auslegung sind auf dem ausgelegten 
Exemplar mit Unterschrift und Dienstsiegel zu 
vermerken.  
 

 

(5) Vereinfachte Bekanntmachungen und Wahl-
bekanntmachungen erfolgen durch Aushang an 
den unter Absatz 2 genannten Bekanntma-
chungstafeln. Absatz 3 Satz 3 ist gleichfalls an-
zuwenden. 

(5) Vereinfachte Bekanntmachungen und Wahl-
bekanntmachungen erfolgen durch Aushang an 
den unter Absatz 2 genannten Bekanntma-
chungstafeln. Absatz 3 Satz 3 ist gleichfalls an-
zuwenden. 

 



(6) Ist die öffentliche Bekanntmachung einer 
ortsrechtlichen Bestimmung in üblicher Form in-
folge höherer Gewalt oder sonstiger unabwend-
barer Ereignisse nicht möglich, so ist die Bevöl-
kerung durch schriftliche Einzelinformation in 
Kenntnis zu setzen. Die öffentliche Bekanntma-
chung in der vorgeschriebenen Form ist nach 
dem entfallen des Hinderungsgrundes unver-
züglich nachzuholen. 
  

(6) Ist die öffentliche Bekanntmachung einer 
ortsrechtlichen Bestimmung in üblicher Form in-
folge höherer Gewalt oder sonstiger unabwend-
barer Ereignisse nicht möglich, so ist die Bevöl-
kerung durch schriftliche Einzelinformation in 
Kenntnis zu setzen. Die öffentliche Bekanntma-
chung in der vorgeschriebenen Form ist nach 
dem entfallen des Hinderungsgrundes unverzüg-
lich nachzuholen. 
  

 

(7) Einladungen zu den Sitzungen der Gemein-
devertretung und ihrer Ausschüsse werden 
durch Aushang an der Bekanntmachungstafel 
öffentlich bekannt gemacht.  
 

(7) Einladungen zu den Sitzungen der Gemein-
devertretung und ihrer Ausschüsse werden 
durch Aushang an den unter Absatz 2 genann-
ten Bekanntmachungstafeln öffentlich bekannt 
gemacht.  
 

Der Zusatz dient der Konkretisierung. 

  (8) Die Niederschriften über den öffentlichen Teil 
der Gemeindevertretungssitzungen sind über die 
Internetseite www.amt-nord-ruegen.de einzuse-
hen.   

Dieser Zusatz ist für die Einwohner, damit 
diese wissen, wo sie sich über die Sitzungen 
informieren können 
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